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Frühjahrskonferenz 

16. Juni 2021 

Beschluss 

TOP I. 10  Höchstrichterliche Klärung grundsätzlicher Rechtsfra-

gen beschleunigen – Einführung eines Vorabentschei-

dungsverfahrens bei dem Bundesgerichtshof 

 

Berichterstattung:  Nordrhein-Westfalen, Bayern 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister betonen die besondere Be-

deutung einer zügigen höchstrichterlichen Klärung grundsätzlicher 

Rechtsfragen insbesondere in Bezug auf (zivilrechtliche) Massenver-

fahren, da sie 

 die Dauer und das Ausmaß divergierender Rechtsprechung der In-

stanzgerichte – sowie den damit mitunter einhergehenden Vertrau-

ensverlust der Rechtssuchenden – mindert, 

 die Justiz entlastet, da gleichgerichtete Verfahren und Rechtsmittel 

vermieden sowie die Entscheidung anhängiger Verfahren durch 

das Vorhandensein einer „Leitlinie“ erleichtert werden und 

 insgesamt betrachtet über den Einzelfall hinaus in der vollen Breite 

– also für eine Vielzahl gleichartig Betroffener – Rechtssicherheit 

schafft, was auch den Interessen der Allgemeinheit und des 

Rechtsstaats im Gesamten dient. 

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister stellen jedoch fest, dass die 

höchstrichterliche Klärung grundsätzlicher Rechtsfragen mitunter er-
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hebliche Zeit in Anspruch nimmt, insbesondere wenn eine von Massen-

klagen betroffene Prozesspartei ihre Verfahrenstaktik darauf ausrichtet, 

ein abschließendes Urteil mit Präzedenzwirkung zu vermeiden. 

 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich im Rahmen 

der Umsetzung der Verbandsklagerichtlinie dafür aus, ein Vorlagever-

fahren zum Bundesgerichtshof im Zivilprozessrecht oder vergleichbare 

Maßnahmen zu prüfen, wodurch die Instanzgerichte eine – vergleichs-

weise zügige – höchstrichterliche „Vorabentscheidung“ über grundsätz-

liche Rechtsfragen mit Bedeutung für eine Vielzahl von Einzelfällen her-

beiführen könnten. 

 

4. Die Justizministerinnen und Justizminister richten eine Arbeitsgruppe 

unter der Federführung des Bundesministeriums der Justiz und für Ver-

braucherschutz und von Nordrhein-Westfalen ein, um die Einführung 

eines solchen Vorabentscheidungsverfahrens beim Bundesgerichtshof 

oder andere verfahrensrechtliche Lösungen näher zu prüfen und gege-

benenfalls konkrete Vorschläge auszuarbeiten. 

 


